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1.0 ANLASS UND ZIEL DER PLANUNG 
 
Die Gemeinde Jade beabsichtigt die 6. Änderung des Bebauungsplan Nr. 16 "Vareler 
Straße / Jader Straße" für den Bereich östlich der Vareler Straße (K 108) und nördlich 
der Jader Straße (L 862) in dem Ortsteil Jaderberg im beschleunigten Verfahren nach 
§ 13a BauGB aufzustellen. Nach einer ersten öffentlichen Beteiligung im Jahr 2022 
wird die Planung mit verkleinertem Geltungsbereich und geänderten Festsetzungen 
weitergeführt. 
 
Da der Bebauungsplan der städtebaulich geordneten Entwicklung eines innerörtlichen 
Bereiches dient, wird dieser im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB (Bebau-
ungsplan der Innenentwicklung) aufgestellt. Eine Umweltprüfung gem. § 2 (4) bzw. ein 
Umweltbericht gem. § 2a BauGB ist dementsprechend nicht notwendig. Eingriffe in 
den Naturhaushalt und das Landschaftsbild, die auf Grund der Aufstellung des Bebau-
ungsplanes zu erwarten sind, gelten gemäß § 13a (2) Satz 1 Nr. 4 BauGB bei Vorha-

ben in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 (zulässige Grundfläche  20.000 m²) als 
Eingriffe im Sinne des 1a (3) Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt 
oder zulässig, so dass eine Kompensation hier nicht erforderlich ist. 
 
Planungsziel ist die Erweiterung der zulässigen Art der Nutzung sowie einer Änderung 
der überbaubaren Fläche zur Weiterentwicklung und Aufrechterhaltung der zentralörtli-
chen Funktionen des Grundzentrums. Die Änderung dient der Erweiterung eines örtli-
chen Gewerbebetriebes. 

 
Zur Umsetzung des Planungsziels wird der in der 3. Änderung des Ursprungsplanes 
getroffene Ausschluss von Kfz-Handels- und Handwerksbetriebe einschließlich der 
Ausstellungsflächen nicht weiter als unzulässig festgesetzt. Gleichzeitig wird die über-
baubare Fläche angepasst. 

2.0 RAHMENBEDINGUNGEN 

2.1 Kartenmaterial 
 
Die Planzeichnung der 6. Änderung des Bebauungsplans Nr. 16 „Vareler Straße / Ja-
der Straße“ wurde unter Verwendung der digitalen Kartengrundlage des Landesamtes 
für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen, Regionaldirektion Olden-
burg-Cloppenburg, vom Vermessungsbüro Menger im Maßstab 1 : 1.000 erstellt. 

2.2 Räumlicher Geltungsbereich  
 
Der Geltungsbereich der 6. Änderung des Bebauungsplans Nr. 16 „Vareler Straße / 
Jader Straße“ befindet sich im südlichen Bereich des Ortsteils Jaderberg in der Ge-
meinde Jade, und umfasst eine ca. 3.893 m² große Fläche nördlich der „Jader Straße“ 
sowie östlich der „Vareler Straße“. Die exakte Abgrenzung des Geltungsbereiches ist 
der Planzeichnung zu entnehmen. 

2.3 Städtebauliche Situation  
 
Das Plangebiet ist derzeit von wohnbaulichen Anlagen mit angrenzenden Gärten und 
Garagen sowie durch Mischnutzungen gekennzeichnet. 
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3.0 PLANERISCHE VORGABEN UND HINWEISE 

3.1 Landesraumordnungsprogramm (LROP-VO) 
 
Gemäß dem rechtsgültigen Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP-
VO) aus dem Jahr 2022 liegt die Ortschaft Jaderberg in der Gemeinde Jade außerhalb 
der Ordnungsräume und ist somit der ländlichen Region des Landes Niedersachsen 
zuzuordnen. Grundsätzlich soll die Entwicklung dieser Region gefördert werden, um 
die Auswirkungen des demographischen Wandels für die Gemeinden und Städte ab-
zuschwächen und sie als Orte mit großer Lebensqualität zu erhalten. Ferner sollen 
Siedlungsstrukturen gesichert und entwickelt werden, in denen die Ausstattung mit und 
die Erreichbarkeit von Einrichtungen der Daseinsvorsorge für alle Bevölkerungsgrup-
pen gewährleistet werden.  
 
Das mit der 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 16 „Vareler Straße / Jader Straße“ 
verfolgte Planungsziel entspricht demnach den Zielsetzungen des Landesraumord-
nungsprogrammes Niedersachsen. 

3.2 Regionales Raumordnungsprogramm (RROP) 
 
Das Regionale Raumordnungsprogramm 2019 des Landkreises Wesermarsch ist am 
29.05.2020 in Kraft getreten. 
 
Folgende Aussagen werden getroffen: Die Ortschaft Jaderberg wird eine Grundzent-
rumsfunktion innerhalb der Gemeinde Jade zugewiesen. In der zeichnerischen Dar-
stellung des Regionalen Raumordnungsprogrammes wird das Plangebiet als zentrales 
Siedlungsgebiet dargestellt, südlich, bzw. östlich, durch die regional bedeutsame 
Bahnstrecke getrennt, an der regional bedeutsamen Straße K108 (Vareler Straße) ge-
legen.  
 
Ferner werden folgende Ziele im Regionalen Raumordnungsprogramm 2019 des 
Landkreises Wesermarsch festgelegt: „Die Raumordnung ist derart zu gestalten, dass 
die Voraussetzungen für Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit gesichert werden. Auf-
grund der unterschiedlichen Ausgangssituationen ist allen Teilräumen die Möglichkeit 
zu geben, ihre Potentiale auszuschöpfen und Initiativen für Wachstum und Leistungs-
fähigkeit in die zu Wege leiten.“ (RROP 2019: 1.1 Entwicklung der räumlichen Struktur 
des Landkreises, Begründung zu Ziffer 02). 
 
Insgesamt entspricht die 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 16 demnach den re-
gionalplanerischen Zielsetzungen des RROP gem. § 1 (4) BauGB. 

3.3 Vorbereitende Bauleitplanung 
 
Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Jade „Jaderberg Blatt 2 
2003“ wird der Geltungsbereich als gemischte Baufläche (MI) dargestellt. Entlang der 
Jader Straße (L 862) und der Vareler Straße (K 108) sind Umgrenzungen der Flächen 
für Nutzungsbeschränkungen oder für Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche 
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetztes gekennzeich-
net. 

3.4 Verbindliche Bauleitplanung 
 
Für das Plangebiet sind die Festsetzungen der 3. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 16 rechtsverbindlich.  
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4.0 ÖFFENTLICHE BELANGE 

4.1 Belange von Natur und Landschaft 
 
Die 6. Änderung des Bebauungsplan Nr. 16 „Vareler Straße / Jader Straße“ wird als 
Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren aufgestellt. Für 
Bebauungspläne mit einer zulässigen Grundfläche ≤ 20.000 m² sind nach § 13a Ab-
satz 2 Nummer 4 BauGB Eingriffe in Natur und Landschaft, die aufgrund der Aufstel-
lung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, als zulässig im Sinne des § 1a (3) Satz 5 
BauGB zu bewerten. Angesichts der geringen zulässigen Grundfläche in dem Plange-
biet mit einer Gesamtgröße von ca. 4.760 m² findet die Eingriffsregelung nach dem 
BNatSchG gem. § 1a (3) BauGB daher keine Anwendung. Darüber hinaus ist eine 
Umweltprüfung gem. § 2 (4) BauGB und die Erarbeitung eines Umweltberichtes gem. 
§ 2a BauGB nicht erforderlich. 

4.1.1 Artenschutzrechtliche Belange  
 
§ 44 BNatSchG begründet ein strenges Schutzsystem für bestimmte Tier- und Pflan-
zenarten. Zwar ist die planende Stadt nicht unmittelbar Adressat dieser Verbote, da mit 
dem Bebauungsplan in der Regel nicht selbst die verbotenen Handlungen durchge-
führt beziehungsweise genehmigt werden. Allerdings ist es geboten, den besonderen 
Artenschutz bereits in der Bauleitplanung angemessen zu berücksichtigen, da ein Be-
bauungsplan, der wegen dauerhaft entgegenstehender rechtlicher Hinderungsgründe 
(hier entgegenstehende Verbote des besonderen Artenschutzes bei der Umsetzung) 
nicht verwirklicht werden kann, vollzugsunfähig ist. 

 
Die artenschutzrechtlichen Bestimmungen und Vermeidungsgrundsätze des 
§ 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sind bei der Realisierung der Planung zu 
beachten. Um die Verletzung und Tötung von Individuen auszuschließen, sind Bau-, 
Abriss- und Rodungsarbeiten nur außerhalb der Brutphase der Vögel und außerhalb 
der Sommerlebensphase der Fledermäuse durchzuführen (d. h. nicht vom 1. März bis 
30. September). Sollten Bäume gefällt werden, so sind diese vorab durch eine sach-
kundige Person auf die Bedeutung für höhlenbewohnende Vogelarten sowie auf das 
Fledermausquartierpotenzial zu überprüfen. Gebäude sind bei Sanierungsmaßnahmen 
oder Abrissarbeiten auf Fledermausvorkommen sowie auf Vogelniststätten zu überprü-
fen. Werden Individuen/ Quartiere festgestellt, sind die Arbeiten umgehend einzustel-
len und das weitere Vorgehen ist mit dem Landkreis Wesermarsch abzustimmen. 

 
Unter Berücksichtigung der o. g. Vermeidungsmaßnahmen sind die Verbotstatbestän-
de nach § 44 BNatSchG nicht einschlägig. 

4.2 Belange des Immissionsschutzes 
 
Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung sind die mit der Planung verbundenen, 
unterschiedlichen Belange untereinander und miteinander zu koordinieren, so dass 
Konfliktsituationen vermieden und die städtebauliche Ordnung sichergestellt wird. 
Demnach ist die Beurteilung der akustischen Situation im Planungsraum ein wesentli-
cher Belang der Bauleitplanung. Der Geltungsbereich befindet sich im Einwirkungsbe-
reich der Vareler Straße (K 108) sowie der Jader Straße (L 862). Aufgrund der von den 
vorgenannten Verkehrswegen ausgehenden Immissionen im Bereich des Plangebie-
tes können sich Konflikte mit der geplanten Misch- und Wohngebietsnutzung ergeben. 
Deshalb wurde für die 3. Änderung des Bebauungsplanes im Jahr 2016 ein schall-
technisches Gutachten bezüglich des Verkehrs- und Gewerbelärms angefertigt. Das 
Gutachten ist Bestandteil der Begründung und ist dieser als Anlage beigefügt. Die we-
sentlichen Ergebnisse werden im Folgenden zusammengefasst. 
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4.2.1 Verkehrslärm  
 
Das schalltechnische Gutachten, itap - Institut für technische und angewandte Physik 
GmbH: Schalltechnisches Gutachten zur 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 16 
„Vareler Straße / Jader Straße“ der Gemeinde Jader, vom 18. August 2016  für die 3. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 16 zeigt, dass die Orientierungswerte der DIN 
18005 für Mischgebiete (MI) von 60 dB(A)/ tags und von 50 dB(A)/ nachts im Nahbe-
reich der Vareler Straße und der Jader Straße überschritten werden. 
 
Zur Koordinierung der immissionsschutzrechtlichen Belange in Bezug auf den Ver-
kehrslärm werden entsprechend den Empfehlungen des schalltechnischen Berichtes in 
der vorliegenden Bebauungsplanänderung Lärmschutzvorkehrungen getroffen. Das 
Plangebiet befindet sich gemäß der schalltechnischen Untersuchung im Bereich der 
Lärmpegelbereiche II bis VI (gem. DIN 4109-1, Tab. 7). Innerhalb der in der Planzeich-
nung entsprechend gekennzeichneten Lärmpegelbereiche sind für Neubauten bzw. 
baugenehmigungspflichtige Änderungen von Wohn- und Aufenthaltsräumen im Sinne 
der DIN 4109 die nachstehend aufgeführten erforderlichen resultierenden Schall-
dämm-Maße (erf. R`w,res) durch die Außenbauteile (Wandanteile, Fenster, Lüftung, 
Dächer etc.) einzuhalten: 
 
Lärmpegelbereich V: 

• R`w,res = 45 dB für Wohn- und Aufenthaltsräume, 

• R`w,res = 40 dB für Büroräume u. ä. 
 
Lärmpegelbereich VI: 

• R`w,res = 50 dB für Wohn- und Aufenthaltsräume, 

• R`w,res = 45 dB für Büroräume u. ä. 
 
In der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 16 wurden die vorgenannten Lärmpe-
gelbereiche als passive Lärmschutzmaßnahmen entsprechend festgesetzt. Diese 
Festsetzungen werden für die 6. Änderung übernommen. 

4.3 Belange der Wasserwirtschaft 
 
In der Bauleitplanung sind die Belange der Wasserwirtschaft zu berücksichtigen. Das 
im Plangebiet anfallende Oberflächenwasser von versiegelten Bauflächen muss ord-
nungsgemäß und entsprechend den wasserwirtschaftlichen Anforderungen abgeleitet 
werden.  
 
Um die Belange der Wasserwirtschaft hinreichend zu berücksichtigen, wurde ein Ober-
flächenentwässerungskonzept durch das Büro, K & R Ingenieure, Oldenburg, 
18.08.2022, ergänzt 10.11.2022, erstellt und in die Planung eingestellt. Das Konzept 
ist Bestandteil der Begründung und dieser als Anlage beigefügt.  
 
Das Niederschlagswasser kann über Rückhaltemaßnahmen gedrosselt in die Vorflut 
eingeleitet werden. Das auf den Grundstücken anfallende nicht verschmutzte Nieder-
schlagswasser darf nur in den nördlichen Grenzgraben eingeleitet werden, wenn si-
chergestellt ist, dass ein Grundabfluss von 1,5 l/sxha nicht überschritten wird. Zur Ab-
flussdrosselung sind Rückhaltemaßnahmen auf den jeweiligen Baugrundstücken für 
die 10-jährige Regenreihe (z.B. durch unterirdische Speicherboxen oder Rohrsysteme) 
vorzunehmen. 
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4.4 Belange des Denkmalschutzes  
 
Im Rahmen der Bauleitplanung sind gem. § 1 (6) Nr. 5 BauGB die Belange des Denk-
malschutzes und der Denkmalpflege zu beachten. Folglich wird nachrichtlich auf die 
Meldepflicht von ur- und frühgeschichtlichen Bodenfunden im Zuge von Bauausfüh-
rungen mit folgendem Text hingewiesen: „Sollten bei den geplanten Bau- und Erdar-
beiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u. a. sein: Tongefäßscher-
ben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen u. 
Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind die-
se gem. § 14 (1) des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müs-
sen der zuständigen unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Niedersächsischen 
Landesamt für Denkmalpflege – Referat Archäologie – Stützpunkt Oldenburg, Ofener 
Straße 15, unverzüglich gemeldet werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der 
Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 (2) des 
NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, 
bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vor-
her die Fortsetzung der Arbeit gestattet.“ 

4.5 Altablagerungen 
 
Im Rahmen des Altlastenprogrammes des Landes Niedersachsen haben die Landkrei-
se gezielte Nachermittlungen über Altablagerungen innerhalb ihrer Grenzen durchge-
führt und entsprechendes Datenmaterial gesammelt. Dieses wurde vom Niedersächsi-
schen Landesamt für Wasser und Abfall (NLWA) bewertet.  
 
Altablagerungen sind im Plangebiet nicht bekannt. Sollten bei geplanten Erd- und 
Bauarbeiten Hinweise auf Altlasten, Altablagerungen etc. zutage treten, ist unverzüg-
lich die untere Abfallbehörde des Landkreises Wesermarsch zu benachrichtigen. 

4.6 Belange des Bodenschutzes / des Abfallrechtes 
 
Bei geplanten Baumaßnahmen oder Erdarbeiten sind die Vorschriften des vorsorgen-
den Bodenschutzes zu beachten, d.h. jeder, der auf den Boden einwirkt, hat sich so zu 
verhalten, dass schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden. Grund-
stückseigentümer bzw. Nutzer sind verpflichtet, Maßnahmen zur Abwehr der von ihrem 
Grundstück drohenden schädlichen Bodenveränderungen zu ergreifen (Grundpflichten 
gemäß § 4 BBodSchG). Anfallendes Bodenaushubmaterial darf am Herkunftsort wie-
der verwendet werden, wenn die Prüf- und Vorsorgewerte dem nicht entgegenstehen. 
Der Bodenaushub ist Abfall im Sinne des Kreislaufwirtschaftsgesetzes. Dieser ist vor-
rangig einer ordnungsgemäßen und schadlosen Verwertung oder Beseitigung zuzu-
führen. Rechtzeitig vor Beginn der Bauarbeiten ist dem Landkreis Wesermarsch als 
Abfall- und Bodenschutzbehörde mitzuteilen, welche Bodenmengen anfallen und wel-
cher Entsorgungsweg hierfür vorgesehen ist. 

5.0 INHALT DER BEBAUUNGSPLANÄNDERUNG 

5.1 Art der baulichen Nutzung 
 
Um eine der räumlichen Situation angemessene Gebietsentwicklung zu koordinieren 
und städtebaulichen Fehlentwicklungen entgegenzuwirken, bedarf es einer Regelung 
der im Plangebiet zulässigen Nutzungen.  
 
Mit der vorliegenden Bauleitplanung werden folglich die planungsrechtlichen Voraus-
setzungen für die städtebauliche Beordnung in der Ortschaft Jaderberg der Gemeinde 
Jade geschaffen. Entsprechend des Eingangs formulierten Planungsziels werden mit 
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der Aufstellung der 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 Mischgebiet (MI) gem. 
§ 6 BauNVO festgesetzt.  
 
In Bezug auf die festgesetzte Mischgebiet (MI) sind Vorhaben gem. § 6 Abs. 2 Nr. 7 
und 8 BauNVO sowie die Ausnahme gemäß § 6 Abs. 3 BauNVO nicht zulässig (s. 
textl. Festsetzung Nr. 1). Dementsprechend dient dieser Nutzungsausschluss der Ko-
ordination einer der räumlichen Situation angemessenen Gebietsentwicklung und der 
Vermeidung städtebaulicher Fehlentwicklungen. 

5.2 Maß der baulichen Nutzung 
 
Das Maß der baulichen Nutzung wird im gesamten Geltungsbereich über die Angabe 
der Grundflächenzahl (GRZ) gem. § 16 (2) Nr. 1 BauNVO geregelt. Innerhalb des 
Mischgebietes (MI) wird eine GRZ von höchstens 0,6 festgesetzt.  
 
Zur Gewährleistung einer städtebaulich geordneten Nachverdichtung wird innerhalb 
der Mischgebiete (MI) eine Gebäudehöhe gem. § 16 (2) Nr. 2 BauNVO von höchstens 
8,0 bzw. 9,0 m festgesetzt um ein an die umliegenden Strukturen angepasstes und zu-
gleich nutzungsgerechtes Maß der baulichen Nutzung für das Planungsziel festzule-
gen.  
 
Das Maß der baulichen Nutzung wird ergänzend über die zulässige Zahl der Vollge-
schosse baulicher Anlagen gem. § 16 (2) Nr. 3 BauNVO definiert. In Übereinstimmung 
mit der ortsüblichen Bauhöhe wird im Plangebiet einheitlich eine eingeschossige Be-
bauung festgesetzt. Dies dient dazu, dass sich eine künftige Bebauung in die beste-
hende Bebauungsstruktur einfügt. 
 
Mit diesen Festsetzungen wird ein nutzungsgerechter Entwicklungsspielraum geschaf-
fen und zugleich eine verträgliche Weiterentwicklung des bestehenden Siedlungsgefü-
ges sichergestellt.  

5.3 Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 
 
Im Rahmen der 6. Änderung des Bebauungsplans Nr. 16 wird die Bauweise gem. § 22 
(2) BauNVO innerhalb des Plangebietes als offene Bauweise (o) festgesetzt. Dies ent-
spricht der örtlich vorherrschenden Bebauungsstruktur und wird überdies in Anlehnung 
an den Ursprungsplan entwickelt.  
 
Die überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücksflächen werden im Plangebiet 
durch die Festsetzung von Baugrenzen gem. § 23 (1) BauNVO so dimensioniert, dass 
ein möglichst großer Entwicklungsspielraum geschaffen wird. Folglich werden die 
Baugrenzen entlang der östlich angrenzenden öffentlichen Straßenverkehrsfläche und 
der im Norden befindlichen Geltungsbereichsgrenze in einem Abstand von 3,00 m 
festgesetzt.  
 
Die Grenzabstände regeln sich im gesamten Plangebiet nach der Niedersächsischen 
Bauordnung (NBauO). Mit dieser Festsetzung wird sichergestellt, dass sich die vorlie-
gende Planung verträglich in das bestehende bauliche Umfeld einfügt. 
 

5.4 Flächen für Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwir-
kungen i. S. d. BImSchG 
 
Zur Koordinierung der Belange des Schallschutzes werden auf der Grundlage einer 
überschlägigen Ermittlung der auf das Plangebiet einwirkenden Verkehrslärmimmissi-
onen nach der DIN 18005 (Schallschutz im Städtebau) die nachstehenden passiven 
Schallschutzmaßnahmen verbindlich festgesetzt. 
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Innerhalb der gekennzeichneten Lärmpegelbereiche V - VI  (LPB II - VI) gem. DIN 
4109-1, Tab. 7, sind als Vorkehrung zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkun-
gen i. S. d. BImSchG gem. § 9 (1) Nr. 24 BauGB beim Neubau bzw. baulichen Ände-
rungen von Aufenthaltsräumen von Wohnungen sowie von Büroräumen u. ä. die fol-
genden resultierenden Schalldämm-Maße R`w,res durch die Außenbauteile (Fenster, 
Dächer und Wände) einzuhalten:  

 
Lärmpegelbereich V: 

• R`w,res = 45 dB für Wohn- und Aufenthaltsräume, 

• R`w,res = 40 dB für Büroräume u. ä. 
 
Lärmpegelbereich VI: 

• R`w,res = 50 dB für Wohn- und Aufenthaltsräume, 

• R`w,res = 45 dB für Büroräume u. ä. 
  
Die Berechnung der konkreten Dämmwerte im Genehmigungsverfahren erfolgt unter 
Berücksichtigung der DIN 4109-1 und -2. Die aufgeführten, bewerteten, resultierenden 
Luftschalldämm-Maße dürfen vom Luftschalldämm-Maß der gesamten Außenbauteile 
eines schutzbedürftigen Raumes nach DIN 4109-1 nicht unterschritten werden. Auf der 
lärmabgewandten Seite kann ein um 5 dB(A) geringerer Beurteilungspegel angenom-
men werden. 
 

Zur Nachtzeit liegt im gesamten Plangebiet ein Beurteilungspegel von  45 dB(A) vor. 
Ein ungestörter Schlaf ist daher bei geöffnetem Fenster nicht immer möglich. Innerhalb 
der gekennzeichneten Lärmpegelbereiche V - VI (LPB IV - VI) gem. DIN 4109-1, Tab. 
7 sind als Vorkehrung zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen i. S. d. 
BImSchG gem. § 9 (1) Nr. 24 BauGB die Fenster schutzbedürftiger Wohnräume (z. B. 
Wohn- und Schlafräume) an der zur Lärmquelle (hier: Vareler Straße, Jader Straße) 
zugewandten Gebäudeseite mit schallgedämmten Lüftungssystemen auszustatten. 
Die erforderliche Gesamtschalldämmung der Außenfassaden muss auch im Lüftungs-
zustand (z. B. durch schallgedämmte Lüftungssysteme oder Belüftungen über die 
lärmabgewandte Fassadenseite) sichergestellt werden. Die aufgeführten Mindestan-
forderungen müssen auch nach Einbau der schallgedämmten Lüftungssysteme einge-
halten werden. Alternativ kann eine zentrale Belüftung für sämtliche Räume eingerich-
tet werden. 

 
Infolge der verkehrslärmbedingten Überschreitung der zulässigen Immissionswerte zur 
Tageszeit sind zusätzliche Vorkehrungen zum Schutz der Außenwohnbereiche erfor-
derlich. Aufgrund dessen sind innerhalb der Lärmpegelbereiche V - VI als Vorkehrung 
zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen i. S. d. BImSchG gem. § 9 (1) Nr. 
24 BauGB Außenwohnbereiche (Terrassen, Balkone, Loggien etc.) nur auf der direkt 
zur Lärmquelle abgewandten Gebäudeseite und im Schallschatten geplanter Gebäude 
zulässig.  

6.0 VERKEHRLICHE UND TECHNISCHE INFRASTRUKTUR 
 

• Verkehrserschließung 
Die Erschließung des Plangebiets erfolgt über die westlich verlaufende „Vareler 
Straße“ (K 108) sowie über die südlich des Plangebiets verlaufende „Jader Straße“ 
(L 862).  
 

•     ÖPNV 
Das Plangebiet wird im Süden mit der Haltestelle „Jaderberg Abzw. Varel (Raiba)“ 
und den dort verkehrenden Buslinien 340 und 341 erschlossen. Die Linie 341 ist 
auf die Bedürfnisse der Schülerbeförderung ausgelegt. 
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• Gas- und Stromversorgung 
Die Gas- und Stromversorgung erfolgt über den Anschluss an die Versorgungsnet-
ze der EWE Netz GmbH 
 

• Schmutz- und Abwasserentsorgung 
Die Schmutz- und Abwasserentsorgung erfolgt durch den Anschluss an die vor-
handenen Kanalisationsleitungen. 
 

• Wasserversorgung  
Die Versorgung des Plangebietes mit Trinkwasser wird durch den Oldenburgisch-
Ostfriesischen Wasserverband (OOWV) gesichert. 
 

• Abfallbeseitigung 
Die Abfallentsorgung wird vom Landkreis Wesermarsch durchgeführt. 
 

• Oberflächenentwässerung 
Die Oberflächenentwässerung erfolgt über die Ableitung des anfallenden Nieder-
schlagswassers in das örtlich vorhandene Entwässerungssystem. 
 

• Fernmeldetechnische Versorgung 
Die fernmeldetechnische Versorgung des Plangebietes erfolgt über verschiedene 
Telekommunikationsanbieter.  
 

• Sonderabfälle 
Sonderabfälle sind vom Abfallerzeuger einer ordnungsgemäßen Entsorgung zuzu-
führen. 
 

• Brandschutz 
Die Löschwasserversorgung des Plangebiets wird entsprechend den jeweiligen 
Anforderungen sichergestellt. 

7.0 VERFAHRENSGRUNDLAGEN/-VERMERKE 

7.1 Rechtsgrundlagen 
 
Der Bebauungsplanänderung liegen zugrunde (in der jeweils aktuellen Fassung): 

 

• BauGB  (Baugesetzbuch), 

• BauNVO  (Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke: Bau- 
nutzungsverordnung), 

• PlanZV  (Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die  
Darstellung des Planinhaltes: Planzeichenverordnung), 

• NBauO  (Niedersächsische Bauordnung), 

• NAGBNatSchG (Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnatur-  
schutzgesetz), 

• BNatSchG  (Bundesnaturschutzgesetz), 

• NKomVG  (Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz). 
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7.2 Planverfasser 
 
Die Ausarbeitung der 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 16 erfolgte im Auftrag der 
Gemeinde Jade vom Planungsbüro: 
 

  
 


